	beschränkte und 

unbeschränkte 

Steuerpflicht nach dem 

KStG
	( unbeschränkt KSt-pflichtig sind Körperschaften, Personen

   -vereinigungen und Vermögensmassen mit GL oder Sitz 

   im Inland = § 1 KStG (GL + Sitz werden in §§ 10 +

   11 AO definiert) Im Zweifel wird laut Satzung erroiert.

( die Steuerpflicht bezieht sich auf das gesamte Ein-

    kommen = Welteinkommen

( beschränkt KSt-pflichtig sind Körperschaften, Personen-

    vereinigungen und Vermögensmassen, deren Sitz oder 
    GL sich nicht im Inland findet = § 2 KStG

( Steuerpflichtig sind dann nur die inländischen Einkünfte,

    d.h. der in D erwirtschaftete Teil 

„Inland“ ist der Geltungsbereich des GG, lt. KStG zählt auch

der Festlandsockel dazu. = § 1 III KStG

	Wer ist NICHT 

körperschaftsteuerpflichtig ?
	( die Regelungen zur Steuerbefreiung finden sich in § 5

    KStG

( befreit sind z.B. staatliche Einrichtungen (die würden an 

    sich selbst zahlen...)

( NUR, wenn’s keinen Wettbewerb / Konkurrenz zu 

    privaten Unternehmen gibt (wegen Bevorteilung)



	Doppelbesteuerungs-

abkommen 

(2 Methoden)
	( DBA’s werden bilateral zw. Regierungen geschlossen 

    (Völkerrechtsvereinbarungen gehen vor + brechen 

    nationales Recht, hier das Welteinkommensprinzip)

1. Anrechnungsmethode:

bei signifikant niedrigerem Steuersatz im Ausland

z.B. VW in China : 40 Mio. Steuern / Welteink.: 1 Mrd.

25% KSt = 250 Mio. abzügl. 40 Mio. = zu zahlen: 210 Mio.

2. Freistellungsmethode:

bei entsprechend hohem Steuersatz im Ausland (Erträge aus ausl. U werden komplett bei Ermittlung des steuerl. EK ausser Acht gelassen)



	Bemessung des zu 

versteuernden Einkommens
	( Grundlage der Besteuerung ist das „zu versteuernde EK“

    = § 7 I KStG

( Ermittlung des EK = § 8 KStG (EK bestimmt sich nach 

   Vorschriften des EStG + KStG)

( Im HGB ist Jahresüberschuss/-fehlbetrag die Ausgangs-

    größe. ( §§ 9,10 KStG zeigen Unterschied zwischen

    steuerlicher + handelsrechtlicher Gewinnermittlung

Jahresüberschuss/-fehlbetrag (nach HGB)

+ Aufwendungen ( Betriebsausgabe

-  Erträge ( Betriebseinnahmen (z.B. steuerfreie Investitions

   -zulage in den neuen Bundesländern)

= Einkommen

-  Freibeträge nach §§ 24, 25 KStG


	Anwendung des

Freibetrags nach § 24 KStG


	Verein ( Geschäftsbetrieb 

Einkommen = 30.000 Euro, abzügl. Freibetrag 3.835 Euro nach § 24 KSt = 26.165 Euro zu versteuerndes Einkommen

( Diesen Freibetrag darf man nur abziehen, wenn das Einkommen unter 30.678 Euro liegt § 64 AO.

( Es geht hier um wirtschaftliche Geschäftsbetriebe, die 

keine Zweckbetriebe sind. Kein Zweckbetrieb wäre z.B. eine Cafeteria im Krankenhaus.



	Geschäftsjahr ( Wirtschaftsjahr

Wann muss der Gewinn versteuert 

werden?
	Geschäftsjahr bei der Siemens-AG: 01.10.01-30.09.02

( Ein Geschäftsjahresgewinn von 400 Mio. Euro ist in voller Höhe 2002 zu versteuern (25% ( 100 Mio. Euro).

§ 7 IV: wenn das Wirtschaftsjahr vom Kalenderjahr abweicht, so gilt der Gewinn aus Gewerbebetrieb als in dem Kalenderjahr bezogen, in dem das Wirtschaftsjahr endet...

( einzige Ausnahme: Landwirte. Bei ihnen wird zeitanteilig auf das Kalenderjahr aufgeteilt.

( Bei Umstellung des Wirtschaftsjahres auf Jan-Dez muss ein Rumpfjahr eingeschoben werden. Bezogen auf Siemens ergäbe sich ein Gewinn aus 15 Monaten, der der Besteuerung unterliegt.

siehe auch § 7 III, z.B. bei Betriebsneugründung

	Inhalt des § 8 KStG

Ermittlung des Einkommens


	( Zur Ermittlung des EKs sind aus dem EStG nur die §§ 4-7 relevant, indirekt noch § 10d (Verlustabzug).

( Bei öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten beträgt das Einkommen 16% der Werbeeinnahmen. § 8 I

( Bei Steuerpflichtigen, die nach HGB zur Führung von Büchern verpflichtet sind, sind alle  Einkünfte als Einkünfte aus Gewerbebetrieb zu behandeln. § 8 II

( Es gilt immer derselbe Steuersatz, egal, ob man thesauriert oder nicht (war mal anders), gilt auch für verdeckte Gewinnausschüttungen. § 8 III



	Verdeckte Gewinnausschüttung (vGA)


	· kein ordentlicher HV-Beschluss, sondern der Gewinn wird z.B. als überhöhtes Geschäftsführergehalt ausgezahlt

· Möglichkeiten der vGA:

Vermögensminderung

Bsp.: Gesellschafter gewährt der GmbH ein Darlehen mit überhöhten Zinsen

verhinderte Vermögensmehrung

Bsp.: GmbH gewährt einem Gesellschafter einen zinslosen Kredit; sie hätte das Geld auch Gewinnbringend anlegen können

wird gemacht um KSt zu sparen !!!

· Bsp. vGA, Vermögensminderung:

      überhöhtes Gehalt    400' €

      zumutbares Gehalt   200' €
                                    200' € werden dem Einkommen der GmbH wieder zugerechnet. Die Est, die der Gesellschafter zuviel gezahlt hat, erhält er mit einer Steuerbescheinigung der Gesellschaft zurück.

· Z.B Muttergeds. gewährt der Tochter ein zinsloses Darlehen: keine vGA, Mutter hat keinen Vorteil daraus.

	Unterschiede in der Gewinnermittlung zwischen Handels- und Steuerbilanz
	Handelsrecht:   Erträge   

                     - Aufw. 
                     JÜ / JF

Steuerrecht:  Betriebseinnahmen

                  - abziehbare Betriebsausgaben

                     GdE

                  - Verlustabzug (§8 I KStG iVm §10d EStG)
                    Einkommen

                  - FB (§§24 / 25 KStG)
                    zvE


Betriebseinnahmen sind bis auf Investitionszulagen weitgehend identisch nicht aber Betriebsausgaben (Rechenbsp. siehe Handout)

	Organschaften
	Jede steuerliche Organschaft ist zivilrechtlich ein Konzern,

aber nicht jeder Konzern ist eine Organschaft!

          

          OT              



OG1    OG2   OG3

   (        (       (
100%ige Gewinnabführung an OT!

Organschaften gelten nur für die KSt. GewSt-Organschaften sollen abgeschafft werden.

	Voraussetzungen und Vorteile einer Organschaft
	1. OT muss die Mehrheit der Stimmrechte (=Stammaktien) an den OG haben =50% + 1 Aktie

2. Beherrschungs- & Gewinnabführungsvertrag zwischen OT und OG (OT verpflichtet sich im Gegenzug zur Verlustübernahme

3. Vorzugsaktionären muss lt. §304 AktG eine Dividende in best. Höhe garantiert werden, wenn OT nicht 100% an OG hält (Klausel im GAV)

4. OT muss gewerbl. Unt. oder voll steuerpflichtige nat. Pers. sein

5. OG kann jede Kap.Ges. sein

Vorteile der Organschaft:

· Verrechnung von Gewinnen/Verlusten einzelner OG

· Nur 1x KSt zahlen

	Vorgehen bei der Bildung einer Organschaft
	13.11.02:

Inl. tätiges U kauft die Mehrheit der Stimmrechte einer inl. AG, KgaA oder GmbH

Spätestens 31.12.03 (=Ende des ersten gem. GJ): Abschluss eines EAV (notariell beurkundet); Kündigung frühestens nach 5 Jahren

Spätestens 31.12.04:

Eintragung ins HR der OG und Zustimmung der GV beider Vertragspartner

( Ab 2003: Alle Bed. müssen Inkrafttreten erfüllt sein


Kündigung:

- aus wichtigem Grund: der Vertrag gilt ab 1.1. des aktuellen GJ nicht mehr

- aus unwichtigem Grund: der Vertrag gilt rückwirkend   von Anfang an nicht (§? I 2.)


	Teilorganschaften

(Exkurs; eher nicht klausurrelevant!)
	OT



OG1            OG2


OG3   OG4   OG5   OG6

OG1 kann steuerlich nicht gleichzeitig auch OT ihres Teilkonzerns sein, da sie selbst einen EAV mit OT hält. Sitzt OT allerdings im Ausland, besteht die Organschaft nur zivilrechtlich, steuerrechtlich ist OG1 dann OT (im Inland)

	Ermittlung des zvE bei Organschaften im Vergleich zu Einzelunternehmen
	Einkommen:

U1 (OT)      - 400.000   ( Annahme: VV = 2 Mio €

U2 (OG1)   + 200.000                                  (
U3 (OG2)   + 500.000                           reduziert sich auf

U4 (OG3)   + 300.000                                1,4 Mio €

                + 600.000  GdE

                 - 600.000   Verbrauch des VV

                             0 Einkommen = zvE

Ohne Organschaft: Jedes U veretsuert sein Einkommen mt 25% KSt + 5,5%Soli bzw. U1 muss keine Steuern zahlen.

Mit Organschaft: Jedes U ermittelt zunächst sein Einkommen für sich, dann Abführung an OT. Nur eimal Steuern zahlen.

* Ab 2003: VV darf die GdE nur um max. 50% mindern

	KStliches Halbeinkünfteverfahren (ab VZ 2001)
	        SB 31.12.2001                                          €


     A. EK

          I Gez. Kapital (=Stamm- bzw. Grundkap.)    500.000

         II Kap.-RL (§272 II HGB Agio)                   1.500.000

        III Gewinn-RL

            1. Gesetzl. RL (5% des JÜ) wird schon durch II abgedeckt       0

            2. RL für eigene Anteile                            100.000

            3. Satzungsmäßige RL                              200.000

            4. Andere Gewinn-RL                               100.000

        IV Bilanzgewinn*                                            80.000

                                                                      2.480.000

*) Bilanzgewinn = GV / VV

                        + JÜ / JF

                         - Einstellung in die RL

                        + Auflösungen aus den RL

	EK-Indizes
	EK30 = KSt-Belastung ausgeschütteter Gewinne: 30%

EK40 = KSt 1999 – 2000: 40%

EK45 = KSt 1994 – 1998: 45%

1.Ziffer 0 bedeutet 0% KSt, 2. Ziffer bezeichnet den betreffenden Sachverhalt (1-4):

EK01 = Einkünfte aus dem Ausland, dort versteuert, hier        nach Anrechnungs- oder (wie hier) Freistellungsverfahren

EK02 = für Investitionszulagen und Resttopf für alles, was nicht 1,3 oder 4 ist

EK03 = Einkommensreste = RL aus den Jahren vor 1977

EK04 = Kap.-RL nach §272 II 4. HGB aus Agio erhöht nicht das KSt-liche Einkommen


	Wer unterliegt der USt?
	Nach §1 UstG unterliegt der Ust, wer:

· Ein Unternehmers ( §2 I, der

· Lieferungen und sonst. Leistungen ( §3 I und IX

· im Inland ( §1 II

· gegen Entgelt ( §10 I 2.

· im Rahmen seines Unternehmens

erbringt.

( steuerbarer Umsatz

steuerpflichtig          steuerfrei

                               §§ 4-6

	Definition Lieferungen und Leistungen
	Lieferung und sonstige Leistungen § 3 I und § 3 IX

                                     Leistung



          Lieferung
sonstige Leistung


(Verkauf von Autos,...)
(Dienstleistungen   

wie Steuerberater, Musiker)

           

	Definition Unternehmer
	Unterschied nach EstG und UstG:

§15 II EStG

Unternehmer

§2 I  (1-3)UStG

- Selbständigkeit

- Selbständigkeit

- Nachhaltigkeit

- Nachhaltigkeit

- Gewinnerzielungsabsicht

- Einnahmenerzielung​ sabsicht

- Beteiligung am allg. Wi-Verkehr

----

engerer Begriff

weiterer Begriff

Bsp. Vermietung eines Autos

erzielt nur Überschusseinkünfte

selbst. Tätigkeit

nachhaltige Einnahmeerzielung

7. sonst. Einkünfte

Ust-pflichtig

eines Gebäudes

Einkünfte aus Vermietung & 

Ust-pflichtig

Verpachtung



	Unterschied Umsatzsteuerliche und Einkommensteuerliche Unternehmen
	§2 I (2): "Unternehmer umfasst die gesamte gewerbl. oder  

               berufl. Tätigkeit."

Bsp.: 1 Person betreibt:                  Unternehmer

                                         ja                            nein

Tankstellenpächter               x       1 U des Unternehmers X

Gastwirt                              x       (estlich + gewStlich 3 U)

selb. Versicherungsvertreter  x

Organist                                                               x

Trainer                                                                 x

Vereinsvorstand                                                     x

Alle Lieferungen, die sich unter den ersten 3 Gewerbebetrieben abspielen, sind nicht steuerbare Umsätze = Innenumsätze!


	Definition Entgelt
	§10 I 2.:

"Entgelt ist alles, was der Leistungsempfänger aufwendet, um die Leistung zu erhalten, abzüglich der Ust."

Bsp.: Autokauf bar

         30.000

         10.000   Inzahlunggabe des alten Autos
         40.000

        - 16%
          34.482,76 = Entgelt

	Ort der Lieferung & sonstigen Leistung 

(§§3 VI-VIII; 3a)
	VI: Bei Versendung, gilt die Lieferung dort als ausgeführt, wo die Versendung beginnt.

VII: Wird der Gegenstand nicht versendet, gilt die Lieferung dort als ausgeführt, wo sich der Gegenstand bei Verschaffung der Verfügungsmacht befindet.

3a II: Eine sonst. Lstg. gilt dort als erbracht,

1.: in Zusammenhang mit einem Grundstück, dort wo das Grundstück liegt (gilt für: Vermietungsumsätze, Kaufs-, Verkaufsumsätze);

3.: dort wo der Unternehmer ausschließlich oder teilw. tätig ist.

3a III+IV: Ist der Empfänger der folgenden Lstg. ein Unt., wird die Lstg. dort ausgeführt, wo der Unt. sein U. betreibt.

1. Übertragung + Wahrnehmung von Patenten + Rechten

2. Lstg., die der Werbung oder Öffentlichkeitsarbeit dienen

3. Lstg. aus der Tätigkeit als Anwalt, Steueranwalt, Wi-Prüfer, Ingenieur, AR-Mitglied

	Ust-liche Organschaft (§2 II 2.)
	Kriterien der KSt-lichen Organschaft im Unterschied zur Ust-lichen

Kst-liche Organschaft

Ust-liche Organschaft

finanzielle Eingliederung

finanzielle(=Mehrheitsbeteiligung), wirtschaftliche(=Ergänzung, Mutter prod., Tochter Verkauft), organisa​tori​sche (=z.B.Personal​union) Eingliede​rung

( leicht zu erfüllende Kriterien

( wirkt sich auf Innenlstg. zwischen den im inland gelegenen Unt.-teilen aus (z.B. AUDI geht im VW-Konzern Ust-lich nicht hervor, VSt+Ust läuft völlig über die Ust-Erklärung von VW

(d.h. ein Konzern kann KSt-lich Organschaft sein, Ust-lich aber nicht!



	
	

	Verzicht auf USt-Befreiung
	Lt. §9 UStG kann man auf die Befreiung von der USt verzichten, d.h. obwohl man z.B. durch die Vermietung einer Wohnung nach §4 12. keinen steuerbaren Umsatz erzielt, kann man sich bereiterklären USt zu zahlen.. Dies geht allerdings nur, wenn man die Wohnung an einen Unternehmer für dessen Unternehmen vermietet und der Mieter die Wohnung für "Umsätze verwendet, die der Vorsteuer unterliegen".

D.h. vermietet man die Whg. an eine Arztpraxis, Versicherungsbüro, Bank, die für ihre erbrachten Lstg. keine USt erheben können, darf man nicht auf die Steuerbefreiung verzichten.

Nützlich ist dieser verzicht, weil man sich die USt, die man auf Anschaffungs- oder Herstellkosten der Whg. bezahlt hat vom FA zurückholen kann und für den Mieter ist sie sowieso ein durchlaufender Posten.

	Wesentliche Neuerungen des KSt-Rechts
	Ab 2000, mit Herabsetzung des KSt-Satzes auf 25%, gab es 2 wesentliche Neuerungen des KSt-Rechts, um die Defizite, die durch die Herabsetzung des Satzes um 15% entstanden, gegen zu finanzieren:

1. die Herabsetzung der degressiven AfA auf Anlagevermögen von 30% auf 20% (und damit die Verlängerung des AfA-Zeitraumes von 3,3 auf 5 Jahre; §7 II (2) EStG)

2. die Herabsetzung der AfA für Gebäude des BV, die keine Wohngebäude sind von 4% auf 3% (und damit die Verlängerung des AfA-Zeitraumes von 25 auf 33Jahre; §7 IV 1. EStG)

	
	

	
	


( keine RF vorgegeben, kann jeder gew. Betrieb sein (EU, PG lt. §15 EStG, §1 I KStG)





für 2002*





( kann lt. §14 I nur AG oder KgaA mit Sitz und Geschäftsleitung im Inland sein oder lt. §17 auch GmbH











